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Die Bundesrechtsanwaltskammer ist die Dachorganisation der anwaltlichen Selbstverwaltung. Sie 

vertritt die Interessen der 28 Rechtsanwaltskammern und damit der gesamten Anwaltschaft der Bun-

desrepublik Deutschland mit etwa 165.500 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten gegenüber Be-

hörden, Gerichten und Organisationen – auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene. 

 

Die 154. Hauptversammlung der Bundesrechtsanwaltskammer hat sich am 27.04.2018 auf den nach-

folgenden Vorschlag zur Reform des berufsrechtlichen Gesellschaftsrechts geeinigt.  

Die Bundesrechtsanwaltskammer ist der Auffassung, dass im EuRAG expressis verbis klargestellt 

werden sollte, dass die §§ 59a, 59c ff. BRAO in Umsetzung der Richtlinien 98/5 EG, 77/249/EWG und 

2006/123/EG für europäische Rechtsanwälte, europäische Berufsausübungsgesellschaften sowie 

nichtanwaltliche Rechtsdienstleister aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union gelten. 

Die Beteiligung von Rechtsanwaltsgesellschaften an anderen Gesellschaften und Zusammenschlüs-

sen zur gemeinschaftlichen Berufsausübung soll zulässig sein, wenn die Beteiligungsgesellschaft und 

der Zusammenschluss zur gemeinschaftlichen Berufsausübung den Anforderungen der §§ 59c ff. 

BRAO genügt, § 59c Abs. 3 Satz 1 BRAO-E. Auf bestehende Beteiligungen ist dann auf Geschäfts-

briefen hinzuweisen.  

Berufsausübungsgesellschaften, die keine Kapitalgesellschaften sind, sollen auf Antrag zur Rechts-

anwaltsgesellschaft zugelassen werden können, wenn sie über einen schriftlichen Gesellschaftsver-

trag verfügen, der den Erfordernissen der §§ 59c ff. BRAO genügt, § 59n Abs. 1 BRAO-E.  

Es wird vorgeschlagen, einige Vorschriften der §§ 59c ff. BRAO, insbesondere soweit sie die Beteili-

gung von „Nicht-Anwälten” und „Nicht-Sozietätsfähigen“ – also Fremdbesitz – betreffen, auf alle Be-

rufsausübungsgesellschaften, insbesondere alle Personengesellschaften und alle hybriden Gesell-

schaftsformen (z. B. LLP) zu erstrecken, § 59o BRAO-E. Damit werden zugleich die Voraussetzungen 

dafür geschaffen, diese Beschränkungen der Berufsausübungsfreiheit diskriminierungsfrei und in ko-

härenter Weise auf alle europäischen Berufsausübungsgesellschaften zu übertragen.  

Schließlich enthält der Vorschlag der Bundesrechtsanwaltskammer eine Änderung, die auch vom 

71. Deutschen Juristentag in Essen befürwortet worden ist, nämlich die Zulassung der Rechtsform der 

Kommanditgesellschaft, namentlich auch als Rechtsanwaltsgesellschaft & Co. KG, als Berufsaus-

übungsgesellschaft für Rechtsanwälte und Sozietätsfähige, § 59n Abs. 2 BRAO-E. Dieser Vorschlag 

soll die Freizügigkeit für alle in der Europäischen Union tätigen Berufsausübungsgesellschaften, auch 

soweit sie in ihrem Herkunftsstaat zulässigerweise die Rechtsform einer Kommanditgesellschaft inne-

haben und nicht als Handelsgesellschaft gelten – z. B. in Österreich, Polen – gewährleisten und dabei 

eine Inländerdiskriminierung vermeiden. 

Die Bundesrechtsanwaltskammer regt an, dass eine entsprechende Umsetzung der Reform des be-

rufsrechtlichen Gesellschaftsrechts auch parallel bei allen anderen sozietätsfähigen Berufen erfolgt; 

insbesondere im Hinblick auf die Vorschriften der §§ 59e und 59f BRAO. 
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EuRAG 

Fassung vom 12.07.2017 

(aktuelle Gesetzeslage) 

EuRAG 

Vorschlag der BRAK 

 

Anmerkungen 

§ 8 § 8  

Sozietät im Herkunftsstaat Sozietät im Herkunftsstaat  

(1) 
1
Gehört der niedergelassene 

europäische Rechtsanwalt im 

Herkunftsstaat einem Zu-

sammenschluss zur gemein-

schaftlichen Berufsausübung 

an, so hat er dies der Rechts-

anwaltskammer mitzuteilen. 

2
Er hat die Bezeichnung des 

Zusammenschlusses und die 

Rechtsform anzugeben. 
3
Die 

Rechtsanwaltskammer kann 

ihm auferlegen, weitere 

zweckdienliche Auskünfte 

über den betreffenden Zu-

sammenschluss zu geben. 

(unverändert)  

(2) 
1
Die persönliche Haftung des 

niedergelassenen europäi-

schen Rechtsanwalts für An-

sprüche des Auftraggebers 

auf Ersatz eines schuldhaft 

verursachten Schadens wird 

durch die Rechtsform eines 

Zusammenschlusses, dem er 

im Herkunftsstaat angehört, 

nur ausgeschlossen oder be-

schränkt, soweit eine Berufs-

haftpflichtversicherung oder 

Garantie besteht, die den Vo-

raussetzungen des § 59j der 

Bundesrechtsanwaltsordnung 

entspricht. 
2
§ 7 gilt entspre-

chend. 

(unverändert)  
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(3) 
1
Der niedergelassene euro-

päische Rechtsanwalt kann 

im Rechtsverkehr die Be-

zeichnung eines Zusammen-

schlusses zur gemeinschaftli-

chen Berufsausübung ange-

ben, dem er im Herkunftsstaat 

angehört. 
2
Er hat in diesem 

Fall auch die Rechtsform des 

Zusammenschlusses im Her-

kunftsstaat anzugeben.
 

(unverändert)  

 
(4)

 
Gehört der niedergelassene 

europäische Rechtsanwalt im 

Herkunftsstaat einem Zusam-

menschluss zur gemeinschaftli-

chen Berufsausübung an, der 

hinsichtlich seiner Gesellschafter 

oder Geschäftsführung sowie der 

Unabhängigkeit bei der Aus-

übung des Rechtsanwaltsberufs 

nicht den Vorschriften des dritten 

Teils der Bundesrechtsanwalts-

ordnung entspricht, so ist er nicht 

berechtigt, in Deutschland im 

Namen oder auf Rechnung die-

ses Zusammenschlusses die 

Tätigkeit eines Rechtsanwalts 

auszuüben. 

Durch diesen Vorschlag wird klarge-

stellt, dass – und wie – der deutsche 

Gesetzgeber die in Artikel 11 Abs. 5 

der Niederlassungsrichtlinie 98/5 EG 

den Mitgliedstaaten eingeräumte 

Möglichkeit der Beschränkung ge-

meinschaftlicher Berufsausübung 

von RAen und Nichtanwälten um-

setzt. 

§ 27 § 27  

Rechte und Pflichten Rechte und Pflichten  

(1) 
1
Der dienstleistende europäi-

sche Rechtsanwalt hat im Zu-

sammenhang mit der Vertre-

tung oder Verteidigung eines 

Mandanten im Bereich der 

Rechtspflege oder vor Behör-

den die Stellung eines 

(unverändert)  
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Rechtsanwalts, insbesondere 

dessen Rechte und Pflichten, 

soweit diese nicht die Zuge-

hörigkeit zu einer Rechtsan-

waltskammer sowie die Kanz-

lei betreffen. 

2
Beschränkungen der Vertre-

tungsbefugnis, die sich aus 

dem Erfordernis der Zulas-

sung bei dem Bundesge-

richtshof ergeben, bleiben un-

berührt. 

(2) 
1
Bei der Ausübung sonstiger 

Tätigkeiten sind die für einen 

Rechtsanwalt geltenden Re-

geln einzuhalten; hierbei sind 

insbesondere die beruflichen 

Pflichten zu befolgen, die sich 

aus den §§ 43, 43a, 43b und 

45 der Bundesrechtsanwalts-

ordnung ergeben. 
2
Diese Re-

geln gelten nur insoweit, als 

sie nicht mit der Niederlas-

sung in Deutschland untrenn-

bar verbunden sind, sie we-

gen ihrer allgemeinen Bedeu-

tung beachtet werden können 

und das Verlangen, sie einzu-

halten, gerechtfertigt ist, um 

eine ordnungsgemäße Aus-

übung der Tätigkeiten des 

Rechtsanwalts sowie die 

Wahrung des Ansehens und 

des Vertrauens zu gewähr-

leisten, welche die Stellung 

des Rechtsanwalts erfordert. 

(unverändert)  

(3) 
1
Der dienstleistende europäi-

sche Rechtsanwalt ist ver-

pflichtet, eine Berufshaft-

pflichtversicherung zur De-

(unverändert)  
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ckung der sich aus seiner Be-

rufstätigkeit in Deutschland 

ergebenden Haftpflichtgefah-

ren für Vermögensschäden 

abzuschließen, die nach Art 

und Umfang den durch seine 

berufliche Tätigkeit entste-

henden Risiken angemessen 

ist. 
2
Ist dem Rechtsanwalt der 

Abschluss einer solchen Ver-

sicherung nicht möglich oder 

unzumutbar, hat er seinen 

Mandanten auf diese Tatsa-

che und deren Folgen vor 

seiner Mandatierung in Text-

form hinzuweisen. 
3
Die Sätze 

1 und 2 gelten nicht, soweit 

die Tätigkeit eines Syndikus-

rechtsanwalts ausgeübt wird. 

 (4) § 8 Absatz 4 gilt sinngemäß 

für den dienstleistenden eu-

ropäischen Rechtsanwalt. 

Der Vorschlag dient klarstellend der 

Umsetzung des Art. 4 Abs. 1, 2 und 

4 der Dienstleistungsrichtlinie 

77/249 EWG, vgl. Begründung zu 

§ 8 Abs.4 EuRAG-E. Wie dort be-

zieht sich die Berufsausübungsbe-

schränkung nur auf eine Tätigkeit im 

Namen ober auf Rechnung einer 

Berufsausübungsgesellschaft, an 

der in unzulässiger Weise nichtsozi-

etätsfähige Dritte beteiligt sind. 
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§§ 59c ff. BRAO 

Fassung vom  

12. Mai 2017 

(aktuelle Gesetzeslage) 

Vorschlag der BRAK 

 

Anmerkungen 

 

 

Zweiter Abschnitt: Rechtsanwalts-
gesellschaften 

 

 

 

Zweiter Abschnitt: Berufsaus-
übungsgesellschaften 

1. Rechtsanwaltsgesellschaften 

Neben den Kapitalgesellschaften 

sollen auch alle anderen Berufs-

ausübungsgesellschaften, insbe-

sondere im Hinblick auf das 

Fremdbesitzverbot erfasst werden, 

vgl. §§ 59n, 59o BRAO-E. 

§ 59c § 59c  

Zulassung als  

Rechtsanwaltsgesellschaft und 

Beteiligung an beruflichen  

Zusammenschlüssen 

Zulassung als  

Rechtsanwaltsgesellschaft und  

Beteiligung an beruflichen  

Zusammenschlüssen 

 

(1) 
1
Gesellschaften mit beschränkter 

Haftung, deren Unternehmensge-

genstand die Beratung und Vertre-

tung in Rechtsangelegenheiten ist, 

können als Rechtsanwaltsgesell-

schaften zugelassen werden. 

(1) Kapitalgesellschaften, deren Unter-

nehmensgegenstand die unabhän-

gige Beratung und Vertre- 

tung in Rechtsangelegenheiten ist, 

können als Rechtsanwaltsgesell-

schaften zugelassen werden. 

 

Europarechtlich behindert die der-

zeitige Rechtslage die Freizügigkeit 

der Rechtsanwälte, die z. B. in 

Österreich oder Polen in Form ei-

ner dort zulässigen Rechtsanwalts 

KG tätig sind und eine Niederlas-

sung oder Zweigstelle in Deutsch-

land anstreben. Das bisherige Ver-

bot dürfte nur schwer zu rechtferti-

gen sein, wenn die GmbH und die 

AG in Deutschland sogar als Kapi-

talgesellschaften und Formkaufleu-

te mit dem Beruf des Rechtsanwal-

tes vereinbar sind. 

Europapolitisch wäre es hilfreich, in 

Deutschland dieses letzte Rechts-

formerfordernis (legal form requi-

rement) zu beseitigen (der OHG 

entsprechende europäische Be-

rufsausübungsgesellschaften, die 

kein Handelsgewerbe betreiben, 

werden durch die GbR bereits jetzt 

 
(2)

 1
Dies gilt in gleicher Weise für 

Kommanditgesellschaften, auch 

solche, deren persönlich haftender 

Gesellschafter eine Rechtsanwaltsge-

sellschaft ist. 
2
Sie üben abweichend 

von § 161 Absatz 1 HGB kein 

Handelsgewerbe aus.  
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abgebildet). Das stärkt politisch die 

Verteidigung der Regeln über die 

begrenzte Sozietätsfähigkeit 

(shareholding requirement) und 

wirkt der in Veröffentlichungen der 

Europäischen Kommission üblichen 

Gleichsetzung von Rechtsform und 

Beteiligungsverhältnissen entge-

gen.  

Zur Vermeidung einer Inländerdis-

kriminierung sollte diese Rechtsän-

derung auch für deutsche Berufs-

träger und ihre Sozien gelten. Der 

71. Deutsche Juristentag hat jüngst 

vorgeschlagen, die Organisations-

freiheit der freien Berufe im Bereich 

der Personengesellschaften zu 

erweitern und die KG sowie die 

GmbH & Co. KG allen freien Beru-

fen zur Verfügung zu stellen, das 

Verbot reiner Kapitalbeteiligungen 

aber aufrecht zu erhalten. Dem 

entspricht der Vorschlag. 

Die KG steht den freien Berufen als 

Personengesellschaft näher als die 

bereits zulässigen Kapitalgesell-

schaften, sofern klargestellt wird, 

dass die Rechtsanwalts KG kein 

Handelsgewerbe ausübt. Komple-

mentär soll neben natürlichen sozi-

etätsfähigen Personen nur eine 

Rechtsanwaltsgesellschaft sein 

dürfen. 

Auch innerstaatlich besteht ein 

Bedürfnis für die Zulassung der KG 

trotz der PartGmbB, weil die Haf-

tungsbeschränkungsmöglichkeit 

nicht nur die Berufshaftung, son-

dern alle Verbindlichkeiten umfasst.
 



Stellungnahme Seite 10 

 

(2)
1
Die Beteiligung von Rechtsan-

waltsgesellschaften an Zusam-

menschlüssen zur gemeinschaftli-

chen Berufsausübung ist unzuläs-

sig. 

(3)
1
Die Beteiligung von Rechtsan-

waltsgesellschaften an anderen Ge-

sellschaften und Zusammenschlüssen 

zur gemeinschaftlichen Berufsaus-

übung ist zulässig, wenn die Beteili-

gungsgesellschaft und der Zusam-

menschluss zur gemeinschaftlichen 

Berufsausübung den Anforderungen 

der §§ 59c ff. BRAO genügt. 

2
Bestehen Beteiligungen, sind alle 

Gesellschaften und Zusammen-

schlüsse verpflichtet, auf allen Ge-

schäftsbriefen im Sinne von §§ 80 

AktG, 35a GmbHG auf die bestehen-

de Beteiligungsstruktur in geeigneter 

Weise hinzuweisen. 

 

Abweichend von Art. 11 Abs. 1 der 

RA-Niederlassungsrichtlinie 

98/5/EG sieht Art. 49 Abs. 1 S. 2 

AEUV i. V. m Art. 54 AEUV nicht 

nur „Zweigstellen und Niederlas-

sungen“ sondern auch „Tochterge-

sellschaften“ als Form der Aus-

übung der Niederlassungsfreiheit 

durch nach den Rechtsvorschriften 

eines Mitgliedstaates gegründete 

Gesellschaften, die ihren Sitz, ihre 

Hauptverwaltung oder ihre Haupt-

niederlassung innerhalb der Union 

haben, vor und verbietet u.a. Be-

schränkungen der Gründung sol-

cher Tochtergesellschaften.  

Nach der Rechtsprechung des 

EuGH gilt das Verbot nicht absolut, 

allerdings müssen Beschränkungen 

durch zwingende Gründe des All-

gemeininteresses gerechtfertigt 

und verhältnismäßig sein. Wenn 

nur sozietätsfähige Berufsträger 

Gesellschafter der Muttergesell-

schaft wie der Tochtergesellschaft 

sein können, stellt sich die Frage, 

ob Abs. 2 in der aktuellen Fassung, 

der auch die Gründung von Toch-

tergesellschaften zum Zwecke der 

Berufsausübung in anderen Mit-

gliedstaaten der Union verbietet, 

erforderlich ist, um Fremdbesitz zu 

unterbinden. Zusammenschlüsse 

zur gemeinschaftlichen Berufsaus-

übung, an denen sich eine Rechts-

anwaltsgesellschaft beteiligt, müs-

sen ihrerseits den Vorschriften der 

§§ 59c ff BRAO genügen. 

Es bestehen keine tragfähigen 

Gründe gegen eine Beteiligung der 
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Rechtsanwaltsgesellschaft an an-

deren Gesellschaften und Zusam-

menschlüssen zur gemeinschaftli-

chen Berufsausübung, sofern diese 

Gesellschaften oder Zusammen-

schlüsse ihrerseits den berufsrecht-

lichen Anforderungen an Rechts-

anwaltsgesellschaften genügen. 

Damit ist über § 59m Abs. 3 BRAO-

E sowie über die entsprechende 

Anwendbarkeit von § 43a Abs. 2 

BRAO über § 59m Abs. 2 BRAO-E 

auch die umfassende berufsrechtli-

che Verschwiegenheitspflicht auf 

allen Ebenen der Beteiligung ge-

währleistet. Das Verbot der Vertre-

tung widerstreitender Interessen 

sowie das Vorbefassungsverbot 

gelten nach § 59m Abs. 2 BRAO-E 

in Verbindung mit §§ 43a Abs. 4, 

45 Abs. 3 BRAO umfassend auf 

allen Beteiligungsebenen auch in 

diesen Fällen.  

Das in § 59c Abs. 3 Satz 2 BRAO-

E festgeschriebene Transparenz-

gebot soll für alle Gesellschaften 

(Tochter- wie Enkelgesellschaften) 

gelten.  

 

(4) Der Abschluss von Unternehmens-

verträgen in unmittelbarer oder analo-

ger Anwendung der §§ 291, 292 AktG 

ist für eine Rechtsanwaltsgesellschaft 

unzulässig. 

Das bisherige Beteiligungsverbot 

wurde damit begründet, dass Ab-

hängigkeiten und Einflussnahmen 

vermieden werden sollten. Diese 

Begründung ist nicht tragfähig. 

Abhängigkeiten und Einflussnah-

men gibt es auch bei der Rechts-

anwaltsgesellschaft selbst (z. B. 

von den Gesellschaftern) und in 

anderen Konstellationen der ge-

meinschaftlichen Berufsausübung. 

Um jedoch Abhängigkeiten außer-
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halb der gesellschaftsrechtlichen 

„Normalität“ zu vermeiden und et-

waigen Missbräuchen vorzubeu-

gen, erscheint es sinnvoll, Unter-

nehmensverträge zur Bildung von 

Konzernstrukturen (Beherrschungs-

/Gewinnabführungsverträge) zu 

verbieten. Grund hierfür ist die 

Wahrung der Unabhängigkeit der 

Berufsausübung.  

§ 59d  § 59d  

Zulassungsvoraussetzungen Zulassungsvoraussetzungen 
 

1
Die Zulassung ist zu erteilen, wenn  

1. die Gesellschaft den Erfordernis-

sen der §§ 59c, 59e und 59f ent-

spricht; 

2. die Gesellschaft sich nicht in Ver-

mögensverfall befindet; 

3. der Abschluß der Berufshaftpflicht-

versicherung (§ 59j) nachgewiesen 

ist oder eine vorläufige Deckungs-

zusage vorliegt. 

1
Die Zulassung ist zu erteilen, wenn  

1. die Gesellschaft den Erfordernis-

sen der §§ 59c, 59e und 59f ent-

spricht; 

2. die Gesellschaft sich nicht in Ver-

mögensverfall befindet; 

3. der Abschluss der Berufshaft-

pflichtversicherung (§ 59j) nach-

gewiesen ist oder eine vorläufige 

Deckungszusage vorliegt. 

 

§ 59e § 59e  

Gesellschafter Gesellschafter  

(1) 
1
Gesellschafter einer Rechtsan-

waltsgesellschaft können nur 

Rechtsanwälte und Angehörige 

der in § 59a Abs. 1 Satz 1 und 

Abs. 2 genannten Berufe sein. 
2
Sie 

müssen in der Rechtsanwaltsge-

sellschaft beruflich tätig sein. 

3
§ 59a Abs. 1 Satz 3 und 4 und 

§ 172a sind entsprechend anzu-

wenden. 

(1) 
1
Gesellschafter einer Rechtsan-

waltsgesellschaft können nur 

Rechtsanwälte, Rechtsanwaltsge-

sellschaften und Angehörige sozie-

tätsfähiger Berufe sein, die sich im 

Sinne des § 59a in der Rechtsan-

waltsgesellschaft zur gemein-

schaftlichen Berufsausübung im 

Rahmen der eigenen beruflichen 

Befugnisse verbunden haben. 
2
Sie 

Die Bundesrechtsanwaltskammer 

schlägt vor, an Stelle des bisheri-

gen Tätigkeitsgebotes in Satz 2 die 

Verbindung zur gemeinschaftlichen 

Berufsausübung im Sinne des 

§ 59a BRAO zur Zulässigkeitsvo-

raussetzung der Gesellschafterei-

genschaft zu machen. Die Formu-

lierung „Angehörige sozietätsfähi-

ger Berufe“ ohne Verweisung auf 
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müssen in der Rechtsanwaltsge-

sellschaft beruflich tätig sein. 

2
§ 59a Abs. 1 Satz 3 und 4 und 

§ 172a sind entsprechend anzu-

wenden. 

§ 59a BRAO trägt dem Umstand 

Rechnung, das die Aufzählung des 

§ 59a BRAO nicht mehr enumerativ 

ist. 

(2) 
1
Die Mehrheit der Geschäftsanteile 

und der Stimmrechte muß Rechts-

anwälten zustehen. 
2
Sofern Ge-

sellschafter zur Ausübung eines in 

Absatz 1 Satz 1 genannten Berufs 

nicht berechtigt sind, haben sie 

kein Stimmrecht. 

(2)  
1
Rechtsanwälten oder Rechtsan-

waltsgesellschaften müssen min-

destens so viele Stimmrechte bzw. 

Kapitalanteile zustehen, dass sat-

zungsändernde Beschlüsse nicht 

ohne sie gefasst werden können. 

2
Sofern Gesellschafter zur Aus-

übung eines in Absatz 1 Satz 1 ge-

nannten Berufs nicht berechtigt 

sind, haben sie kein Stimmrecht. 

Nach ihrer Zulassung firmiert die 

Gesellschaft als „Rechtsanwaltsge-

sellschaft“. Demgemäß wird im 

Rechtsverkehr die Erwartung ge-

weckt, dass Rechtsanwälte den 

Charakter der Gesellschaft, ggf. 

neben anderen Berufsträgern, in 

nennenswerter Weise prägen. Den 

anwaltlichen Berufsträgern muss 

es möglich sein, Änderungen des 

Gesellschaftsvertrages bzw. der 

Satzung, durch welche die Zulas-

sung als Rechtsanwaltsgesell-

schaft, § 59h BRAO, oder die Be-

achtung des Berufsrechts der 

Rechtsanwälte durch alle nichtan-

waltlichen Berufsträger in Frage 

gestellt würde, zu verhindern.  

Die Änderung des § 59e BRAO 

sollte davon abhängig gemacht 

werden, dass in den Berufsgeset-

zen der Patentanwälte, Steuerbera-

ter und Wirtschaftsprüfer entspre-

chende Änderungen erfolgen.  

(3) 
1
Anteile an der Rechtsanwaltsge-

sellschaft dürfen nicht für Rech-

nung Dritter gehalten und Dritte 

nicht am Gewinn der Rechtsan-

waltsgesellschaft beteiligt werden. 

(unverändert) 

 

(4) 
1
Gesellschafter können zur Aus-

übung von Gesellschafterrechten 

nur stimmberechtigte Gesellschaf-

ter bevollmächtigen, die Angehöri-

(unverändert)  
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ge desselben Berufs oder Rechts-

anwälte sind. 

 
(5) Die Übertragung von Kapitalantei-

len ist an die Zustimmung der Ge-

sellschafterversammlung zu bin-

den, wobei der Beschluss einer 

satzungsändernden Mehrheit be-

darf.  

Die Gesellschaft wird durch die 

Geschäftsführung vertreten, der 

nach dem Vorschlag nur noch ein 

Rechtsanwalt angehören muss. 

Deshalb muss die Zustimmung der 

Gesellschafter, nicht der Gesell-

schaft vorliegen. Die Berufsträger 

sollen über die Aufnahme ihrer 

zukünftigen Sozien selbst ent-

scheiden und zwar mit satzungs-

ändernder Mehrheit. 

§ 59f § 59f  

 

Geschäftsführung 

 

 

Geschäftsführung  

und Vertretung 

§ 59f Abs. 2 BRAO befasst sich 

mit der Erbringung von Rechts-

dienstleistungen und damit mit 

einer Tätigkeit im Außenverhältnis.  

(1) 
1
Die Rechtsanwaltsgesellschaft 

muß von Rechtsanwälten verant-

wortlich geführt werden. 
2
Die Ge-

schäftsführer müssen mehrheitlich 

Rechtsanwälte sein. 

(1) Dem Vertretungsorgan der Rechts-

anwaltsgesellschaft müssen 

Rechtsanwälte in vertretungsbe-

rechtigter Zahl angehören. 
2
Die 

Geschäftsführer müssen mehrheit-

lich Rechtsanwälte sein. 

Die Gesellschaft muss allein durch 

anwaltliche Geschäftsführer vertre-

ten werden können. Die Möglichkeit 

einer Vertretung der Gesellschaft 

nur durch Rechtsanwälte „in vertre-

tungsberechtigter Anzahl“ ist erfor-

derlich, aber auch ausreichend. 

Die Änderung des § 59f BRAO 

sollte davon abhängig gemacht 

werden, dass in den Berufsgeset-

zen der Patentanwälte, Steuerbera-

ter und Wirtschaftsprüfer entspre-

chende Änderungen erfolgen.  

(2) 
1
Geschäftsführer kann nur sein, 

wer zur Ausübung eines in 

§ 59e Abs. 1 Satz 1 genannten Be-

rufs berechtigt ist. 

(2) 
1
Zur Erbringung von Rechtsdienst-

leistungen kann die Rechtsan-

waltsgesellschaft nur durch diejeni-

gen Organmitglieder und Vertreter 

handeln, die die für die Erbringung 

rechtsbesorgender Leistungen ge-

Da in der Regel die Gesellschaft 

das Mandat erhält und da sie selbst 

postulationsfähig ist, handeln alle 

Berufsträger der Gesellschaft, nicht 

nur die Geschäftsführer regelmäßig 

in Vertretung der Gesellschaft. Es 
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setzlich vorgeschriebenen Voraus-

setzungen erfüllen. 
2
Wer in der 

Rechtsanwaltsgesellschaft seinen 

Beruf als Rechtsanwalt ausübt, gilt 

für die Erbringung von Rechts-

dienstleistungen im Namen der Ge-

sellschaft als vertretungsberechtigt.
 

soll insbesondere im Hinblick auf 

die wirksame Vornahme von Pro-

zesshandlungen klargestellt wer-

den, dass bei der Besorgung von 

Rechtsdienstleistungen die Gesell-

schaft nicht ausschließlich durch 

die Geschäftsführer vertreten wird. 

(3) 
1
Auf Prokuristen und Handlungs-

bevollmächtigte zum gesamten 

Geschäftsbetrieb sind Ab-

satz 1 Satz 2 und Absatz 2  

entsprechend anzuwenden. 

(3) 
1
Auf Prokuristen und Handlungsbe-

vollmächtigte zum gesamten Ge-

schäftsbetrieb sind Absatz 1 Satz 2 

und Absatz 2  

entsprechend anzuwenden. 

 

(4) 
1
Die Unabhängigkeit der  

Rechtsanwälte, die Geschäftsfüh-

rer oder gemäß Absatz 3 bevoll-

mächtigt sind, bei der Ausübung 

ihres Rechtsanwaltsberufs ist zu 

gewährleisten. 
2
Einflußnahmen der 

Gesellschafter, namentlich durch 

Weisungen oder vertragliche Bin-

dungen, sind unzulässig. 

(3) (4) 
1
Die Unabhängigkeit der 

Rechtsanwälte, die Geschäftsführer 

oder Vertreter sind, ist bei der Aus-

übung des Rechtsanwaltsberufs zu 

gewährleisten. 
2
Einflussnahmen 

der Gesellschafter, namentlich 

durch Weisungen oder vertragliche 

Bindungen, sind unzulässig. 

Die Unabhängigkeit muss auch bei 

den jeweiligen Vertretern gewähr-

leistet sein. 

§ 59g § 59g  

Zulassungsverfahren Zulassungsverfahren  

(1) 
1
Dem Antrag auf Zulassung als 

Rechtsanwaltsgesellschaft ist eine 

Ausfertigung oder eine öffentlich 

beglaubigte Abschrift des Gesell-

schaftsvertrags beizufügen. 

(1) 
1
Dem Antrag auf Zulassung als 

Rechtsanwaltsgesellschaft ist eine 

Ausfertigung oder eine öffentlich 

beglaubigte Abschrift des Gesell-

schaftsvertrags bzw. der Satzung 

beizufügen. 

Die Ergänzung dient der Abbildung 

der AG.  

(2) 
1
Die Entscheidung über den An-

trag auf Zulassung als Rechtsan-

waltsgesellschaft kann ausgesetzt 

werden, wenn gegen einen Ge-

sellschafter oder Vertretungsbe-

rechtigten im Sinne des § 59f ein 

auf Rücknahme oder Widerruf sei-

ner Zulassung oder Bestellung ge-

(unverändert)  
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richtetes Verfahren betrieben wird 

oder ein vorläufiges Berufs- oder 

Vertretungsverbot erlassen worden 

ist. 
2
Über den Antrag auf Zulas-

sung als Rechtsanwaltsgesell-

schaft ist jedoch zu entscheiden, 

wenn er bereits unbeschadet des 

Ergebnisses der in Satz 1 genann-

ten Verfahren abzulehnen ist. 

(3) 
1
Auf das Zulassungsverfahren ist 

§ 12 Abs. 1 entsprechend anzu-

wenden. 

(unverändert)  

§ 59h § 59h  

Erlöschen der Zulassung Erlöschen der Zulassung  

(1) 
1
Die Zulassung erlischt durch Auf-

lösung der Gesellschaft. 
(unverändert)  

(2) 
1
Die Zulassung ist mit Wirkung für 

die Zukunft zurückzunehmen, 

wenn sich nach der Zulassung 

ergibt, daß sie hätte versagt wer-

den müssen. 
2
§ 14 Abs. 1 Satz 2 

ist entsprechend anzuwenden. 

(2) 
1
Die Zulassung ist mit Wirkung für 

die Zukunft zurückzunehmen, wenn 

sich nach der Zulassung ergibt, 

dass sie hätte versagt werden 

müssen. 
2
§ 14 Abs. 1 Satz 2 ist 

entsprechend anzuwenden. 

 

(3) 
1
Die Zulassung ist zu widerrufen, 

wenn die Rechtsanwaltsgesell-

schaft nicht mehr die  

Voraussetzungen der §§ 59c, 59e, 

59f, 59i und 59j erfüllt, es sei denn, 

daß die Rechtsanwaltsgesellschaft 

innerhalb einer von der Rechtsan-

waltskammer zu bestimmenden 

angemessenen Frist den dem Ge-

setz entsprechenden Zustand her-

beiführt. 
2
Bei Fortfall von 

§ 59e Abs. 1 und 2 genannten Vo-

raussetzungen infolge eines Erb-

falls muß die Frist mindestens ein 

(3) 
1
Die Zulassung ist zu widerrufen, 

wenn die Rechtsanwaltsgesell-

schaft nicht mehr die  

Voraussetzungen der §§ 59c, 59e, 

59f, 59i und 59j erfüllt, es sei  

denn, dass die Rechtsanwaltsge-

sellschaft innerhalb einer von der 

Rechtsanwaltskammer zu be-

stimmenden angemessenen Frist 

den dem Gesetz entsprechenden 

Zustand herbeiführt. 
2
Bei Fortfall 

von § 59e Abs. 1 und 2 genannten 

Voraussetzungen infolge eines Erb-

falls muss die Frist mindestens ein 
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Jahr betragen. 
3
Die Frist beginnt 

mit dem Eintritt des Erbfalls. 

Jahr betragen. 
3
Die Frist beginnt 

mit dem Eintritt des Erbfalls. 

(4) 
1
Die Zulassung ist ferner zu wider-

rufen, wenn  

1. die Rechtsanwaltsgesellschaft auf 

die Rechte aus der Zulassung der 

Rechtsanwaltskammer gegenüber 

schriftlich verzichtet hat; 

2. die Rechtsanwaltsgesellschaft in 

Vermögensverfall geraten ist, es 

sei denn, daß dadurch die Interes-

sen der Rechtsuchenden nicht ge-

fährdet sind. 

(4) 
1
Die Zulassung ist ferner zu wider-

rufen, wenn  

1. die Rechtsanwaltsgesellschaft auf 

die Rechte aus der Zulassung der 

Rechtsanwaltskammer gegenüber 

schriftlich verzichtet hat; 

2. die Rechtsanwaltsgesellschaft in 

Vermögensverfall geraten ist, es 

sei denn, dass dadurch die Inte-

ressen der Rechtsuchenden nicht 

gefährdet sind. 

 

(5) 
1
Bei Rücknahme oder Widerruf der 

Zulassung ist § 14 Abs. 4 entspre-

chend anzuwenden. 

(unverändert)  

(6) 
1
Hat die Gesellschaft die Zulas-

sung verloren, kann für sie ein 

Abwickler bestellt werden, wenn 

die zur gesetzlichen Vertretung 

bestellten Personen keine hinrei-

chende Gewähr zur ordnungsge-

mäßen Abwicklung der schweben-

den Angelegenheiten bieten. 
2
§ 55 

ist entsprechend anzuwenden. 

3
Für die festgesetzte Vergütung 

des Abwicklers haften die Gesell-

schafter als Gesamtschuldner. 

4
§ 53 Abs. 10 Satz 7 bleibt unbe-

rührt. 

(unverändert)  

§ 59i § 59i  

Kanzlei Kanzlei  

1
Die Rechtsanwaltsgesellschaft muß 

an ihrem Sitz eine Kanzlei unterhal-

ten, in der verantwortlich zumindest 

ein geschäftsführender Rechtsanwalt 

1
Die Rechtsanwaltsgesellschaft muss 

im Bezirk der Rechtsanwaltskammer, 

deren Mitglied sie ist, eine Kanzlei 

einrichten und unterhalten. 
2
Im Übri-

§ 59i Satz 2 BRAO-E wird sprach-

lich an die §§ 59c Abs. 1, 

59h Abs. 2 BRAO-E angeglichen.  
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tätig ist, für den die Kanzlei den Mit-

telpunkt seiner beruflichen Tätigkeit 

bildet. 
2
Wird der Sitz der Gesellschaft 

verlegt, gilt § 27 Abs. 3 entsprechend. 

3
§ 29a bleibt unberührt. 

gen ist § 27 entsprechend anzuwen-

den.
3
§ 29a bleibt unberührt. 

 

§ 59j § 59j  

Berufshaftpflichtversicherung Berufshaftpflichtversicherung  

(1) 
1
Die Rechtsanwaltsgesellschaft ist 

verpflichtet, eine Berufshaftpflicht-

versicherung abzuschließen und 

die Versicherung während der 

Dauer ihrer Zulassung aufrechtzu-

erhalten; § 51 Absatz 1, 2, 3 

Nummer 2 bis 5 und Absatz 5 bis 7 

ist entsprechend anzuwenden. 

(unverändert)  

(2) 
1
Die Mindestversicherungssumme 

beträgt 2.500.000 Euro für jeden 

Versicherungsfall. 
2
Die Leistungen 

des Versicherers für alle innerhalb 

eines Versicherungsjahres verur-

sachten Schäden können auf den 

Betrag der Mindestversicherungs-

summe, vervielfacht mit der Zahl 

der Gesellschafter und der Ge-

schäftsführer, die nicht Gesell-

schafter sind, begrenzt werden. 

3
Die Jahreshöchstleistung für alle 

in einem Versicherungsjahr verur-

sachten Schäden muß sich je-

doch mindestens auf den vierfa-

chen Betrag der Mindestversiche-

rungssumme belaufen. 

(2) 
1
Die Mindestversicherungssumme 

beträgt 2.500.000 Euro für jeden 

Versicherungsfall. 
2
Die Leistungen 

des Versicherers für alle innerhalb 

eines Versicherungsjahres verur-

sachten Schäden können auf den 

Betrag der Mindestversicherungs-

summe, vervielfacht mit der Zahl 

der Gesellschafter und der Ge-

schäftsführer, die nicht Gesellschaf-

ter sind, begrenzt werden. 
3
Die Jah-

reshöchstleistung für alle in einem 

Versicherungsjahr verursachten 

Schäden muss sich jedoch mindes-

tens auf den vierfachen Betrag der 

Mindestversicherungssumme be-

laufen. 
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(3) 
1
Das Bundesministerium der Justiz 

wird ermächtigt, durch Rechtsver-

ordnung mit Zustimmung des Bun-

desrates nach Anhörung der Bun-

desrechtsanwaltskammer die Min-

destversicherungssumme anders 

festzusetzen, wenn dies erforder-

lich ist, um bei einer Änderung der 

wirtschaftlichen Verhältnisse einen 

hinreichenden Schutz der Ge-

schädigten sicherzustellen. 

(unverändert)  

(4) 
1
Wird die Berufshaftpflichtversiche-

rung nicht oder nicht in dem vor-

geschriebenen Umfang unterhal-

ten, so haften neben der Gesell-

schaft die Gesellschafter und die 

Geschäftsführer persönlich in Hö-

he des fehlenden Versicherungs-

schutzes. 

(4) 
1
Wird die Berufshaftpflichtversiche-

rung nicht oder nicht in dem  

vorgeschriebenen Umfang unter-

halten, so haften neben der Gesell-

schaft die Gesellschafter und die 

Mitglieder ihrer vertretungsberech-

tigten Organe persönlich in Höhe 

des fehlenden Versicherungsschut-

zes. 

Die Haftung muss auch die Mitglie-

der der vertretungsberechtigten 

Organe umfassen. 

§ 59k § 59k  

Firma Firma  

(1) 
1
Die Firma der Gesellschaft muss 

die Bezeichnung „Rechtsanwalts-

gesellschaft“ enthalten. 

(unverändert) 

  

(2) 
1
Andere als zugelassene Rechts-

anwaltsgesellschaften dürfen die 

Bezeichnung „Rechtsanwaltsge-

sellschaft“ nicht führen. 
2
Berufliche 

Zusammenschlüsse, die die Be-

zeichnung „Rechtsanwaltsgesell-

schaft“ bereits am 1. März 1999 in 

ihrem Namen geführt und einen 

Hinweis auf die Rechtsform hinzu-

gefügt haben, dürfen eine solche 

Bezeichnung weiterführen. 

(unverändert)  
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§ 59l § 59I  

Vertretung vor Gerichten und Be-

hörden 

Vertretung vor Gerichten und Be-

hörden 
 

1
Die Rechtsanwaltsgesellschaft kann 

als Prozeß- oder Verfahrensbevoll-

mächtigte beauftragt werden. 
2
Sie hat 

dabei die Rechte und Pflichten eines 

Rechtsanwalts. 
3
Sie handelt durch 

ihre Organe und Vertreter, in deren 

Person die für die Erbringung rechts-

besorgender Leistungen gesetzlich 

vorgeschriebenen Voraussetzungen 

im Einzelfall vorliegen müssen. 

4
Verteidiger im Sinne der §§ 137 ff. 

der Strafprozeßordnung ist nur die für 

die Rechtsanwaltsgesellschaft han-

delnde Person. 

1
Die Rechtsanwaltsgesellschaft kann 

als Prozess- oder Verfahrensbevoll-

mächtigte beauftragt werden. 
2
Sie hat 

dabei die Rechte und Pflichten eines 

Rechtsanwalts. 
3
Sie handelt durch ihre 

Organe und Vertreter, in deren Person 

die für die Erbringung rechtsbesorgen-

der Leistungen gesetzlich vorgeschrie-

benen Voraussetzungen im Einzelfall 

vorliegen müssen. 
4
Verteidiger im Sin-

ne der §§ 137 ff. der Strafprozessord-

nung ist nur die für die Rechtsanwalts-

gesellschaft handelnde Person. 

 

§ 59m § 59m  

Mitteilungspflichten; 

anwendbare Vorschriften; 

Verschwiegenheitspflicht 

Mitteilungspflichten; 

anwendbare Vorschriften; 

Verschwiegenheitspflicht 

 

(1) 
1
Die Rechtsanwaltsgesellschaft 

hat jede Änderung des Gesell-

schaftsvertrags, der Gesellschafter 

oder in der Person der nach § 59f 

Vertretungsberechtigten sowie die 

Errichtung oder Auflösung von 

Zweigniederlassungen der 

Rechtsanwaltskammer unter Bei-

fügung einer öffentlich beglaubig-

ten Abschrift der jeweiligen Urkun-

de unverzüglich anzuzeigen. 
2
Wird 

die Änderung im Handelsregister 

eingetragen, ist eine beglaubigte 

Abschrift der Eintragung nachzu-

reichen. 

(unverändert) 
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(2) 
1
Für Rechtsanwaltsgesellschaften 

gelten sinngemäß die Vorschriften 

des Dritten Abschnitts des Zweiten 

Teils, die §§ 43 bis 43b, 44, 48, 

49a bis 50, 52 Absatz 1 Satz 1, die 

§§ 53, § 56 Abs. 1 und  

2 und die §§ 57 bis 59, der  

Vierte Abschnitt des Fünften Teils 

und § 163. 

(2) Für Rechtsanwaltsgesellschaften 

sind die Vorschriften des Dritten 

Abschnitts des Zweiten Teils, die 

§§ 43 bis 43b, 44, 45 Absatz 3, 48,  

49a bis 50, 52 Absatz 1 Satz 1, die 

§§ 53, § 56 Abs. 1 und 2 und die 

§§ 57 bis 59, 59b der Vierte Ab-

schnitt des Fünften Teils und § 163 

entsprechend anzuwenden. 

Durch die Erstreckung des Verwei-

ses auch auf § 45 Abs. 3 BRAO 

soll das Vorbefassungsverbot –  

wie bei Sozietäten und in sonstiger 

Weise zur gemeinschaftlichen Be-

rufsausübung verbundenen oder 

verbunden gewesenen Rechtsan-

wälten – auch die Rechtsanwalts-

gesellschaft erfassen. 

Die Aufnahme des Verweises auf 

§ 59b BRAO hat lediglich klarstel-

lende Funktion. Denn die Sat-

zungsversammlung hat die Kompe-

tenz, die berufsrechtlichen Fragen 

der Rechtsanwaltsgesellschaft zu 

regeln, da diese – wie der Rechts-

anwalt selbst – Träger von Berufs-

pflichten ist. 

(3) 
1
Die Gesellschafter sowie die Mit-

glieder der durch Gesetz oder Ge-

sellschaftsvertrag vorgesehenen 

Aufsichtsorgane der Rechtsan-

waltsgesellschaft sind zur Ver-

schwiegenheit verpflichtet. 

(3) 
1
Die Gesellschafter, die Mitglieder 

der geschäftsführenden Organe, 

sonstige Vertreter der Gesellschaft 

sowie die Mitglieder der durch Ge-

setz oder Gesellschaftsvertrag vor-

gesehenen Aufsichtsorgane und 

sonstigen Gremien der Rechtsan-

waltsgesellschaft sind zur Ver-

schwiegenheit verpflichtet. 

 

 2. Sonstige Berufsausübungsgesellschaften 

 § 59n  

 Zulassung auf Antrag  

 (1) 
1
Berufsausübungsgesellschaften, 

die weder Kapitalgesellschaften 

noch Kommanditgesellschaften 

sind, können auf ihren Antrag als 

Rechtsanwaltsgesellschaften zu-

gelassen werden, wenn sie über 

Es erscheint nicht gerechtfertigt, 

Berufsausübungsgesellschaften, 

die keine Kapitalgesellschaften 

bzw. Kommanditgesellschaften 

sind, von der Erlangung der Postu-

lationsfähigkeit und der Mitglied-
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einen schriftlichen Gesellschafts-

vertrag verfügen, der den Erfor-

dernissen der §§ 59c ff. genügt. 

2
Die Vorschriften über das Zulas-

sungsverfahren gelten entspre-

chend. 

schaft in der RAK generell auszu-

schließen.  

Eine Zulassung als Rechtsanwalts-

gesellschaft generell vorzuschrei-

ben, würde andererseits zu ver-

meidbarem Verwaltungsaufwand 

sowohl bei den Kammern als auch 

bei den Berufsausübungsgesell-

schaften führen. Insofern soll die 

Zulassung als Rechtsanwaltsge-

sellschaft rechtformunabhängig auf 

Antrag ermöglicht werden. 

 (2) 
1
Dies gilt in gleicher Weise für 

Kommanditgesellschaften, auch 

solche, deren persönlich haftender 

Gesellschafter eine Rechtsan-

waltsgesellschaft ist. 
2
Sie üben 

abweichend von § 161 Absatz 1 

HGB kein Handelsgewerbe aus. 

 

(2) Nach dieser Vorschrift zugelasse-

ne Rechtsanwaltsgesellschaften 

müssen in geeigneter Weise auf 

ihre Rechtsform hinweisen. 

 

 § 59o  

 Anwendbare Vorschriften  

 (1) § 59e Abs. 1, 2, 3 und 5 Satz 1, 

§ 59f Abs. 2 und 3 § 59k sowie 

§ 59m sind auf Berufsausübungs-

gesellschaften, die nicht als 

Rechtsanwaltsgesellschaften ge-

mäß §§ 59c ff. oder § 59n zuge-

lassen sind, entsprechend an-

wendbar. 

Alle Berufsausübungsgesellschaf-

ten, die weder als Kapitalgesell-

schaften oder Kommanditgesell-

schaften zwingend einer Zulassung 

bedürfen, noch auch gemäß § 59n 

BRAO-E auf Antrag zugelassen 

werden, müssen den Beschrän-

kungen hinsichtlich nichtanwaltli-

cher Gesellschafter und der Ge-

schäftsführung unterworfen wer-

den, um die Beschränkungsmög-
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lichkeit, die Art. 11 (5) der Nieder-

lassungsrichtlinie für Rechtsanwäl-

te 98/5/EG und Artikel 4 Abs. 4 der 

Dienstleistungsrichtlinie für Rechts-

anwälte dem deutschen Gesetzge-

ber eröffnen, auch für Personenge-

sellschaften und hybride Gesell-

schaftsformen rechtssicher umzu-

setzen. Nur wenn die entsprechen-

den Beschränkungen der Berufs-

ausübungsfreiheit innerstaatlich 

rechtsformneutral für alle Berufs-

ausübungsgemeinschaften gelten, 

können sie auf niedergelassene 

europäische Rechtsanwälte in dis-

kriminierungsfreier und kohärenter 

Weise erstreckt werden.  

 (2) Sofern die Rechtsform der Berufs-

ausübungsgesellschaft eine Be-

schränkung der persönlichen Haf-

tung der in ihr tätigen Berufsträger 

bewirkt, ist auch § 59j entspre-

chend anwendbar. 

Die Rechtsform der LLP – möglich-

erweise auch andere Gesell-

schaftsformen des Rechtes von 

Mitgliedstaaten der EU und des 

EWR, die keine Kapitalgesellschaf-

ten sind – bewirkt eine Haftungsbe-

schränkung. Daraus sollten hin-

sichtlich der Haftpflichtversicherung 

die nämlichen Konsequenzen wie 

bei den Kapitalgesellschaften, 

Kommanditgesellschaften und der 

PartGmbB gezogen werden. 

Die Art. 6 (3) und 11 (1) der Nieder-

lassungsrichtlinie 98/5/EG erlauben 

die Erstreckung des Erfordernisses 

erhöhten Haftpflichtversicherungs-

schutzes im Falle einer rechtsform-

bedingten Haftungsbegrenzung auf 

Gesellschaften, die nach dem 

Recht anderer Mitgliedstaaten ge-

gründet worden sind, auch für die 

grenzüberschreitende Tätigkeit 

europäischer Rechtsanwälte als 
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zum Schutz der Mandanten (und 

ggf. Dritter) gerechtfertigt. 

Nach der Rechtsprechung des 

EuGH muss die Ausübung solcher 

Optionen, die das sekundäre Ge-

meinschaftsrecht ausdrücklich vor-

sieht, diskriminierungsfrei erfolgen 

und der Verhältnismäßigkeitsprü-

fung standhalten, d. h. hier: § 59j 

BRAO ist nur dann geeignet, dem 

„Schutz der Mandanten und Dritter“ 

zu dienen, wenn die Vorschrift ko-

härent und systematisch auch in-

nerstaatlich auf alle haftungsbe-

schränkenden Berufsausübungs-

gesellschaften Anwendung findet. 

Vierter Teil: Die Rechtsanwaltskammern 

Erster Abschnitt: Allgemeines 

§ 60 § 60  

Bildung und Zusammensetzung der 
Rechtsanwaltskammer

 
Bildung und Zusammensetzung der 

Rechtsanwaltskammer 
 

(1) 
1
Für den Bezirk eines Oberlandes-

gerichts wird eine Rechtsanwalts-

kammer gebildet. 
2
Sie hat ihren 

Sitz am Ort des Oberlandesge-

richts. 

(1) 
1
Für den Bezirk eines Oberlan-

desgerichts wird eine Rechtsan-

waltskammer gebildet. 
2
Sie hat 

ihren Sitz am Ort des Oberlan-

desgerichts. 

Der Verweis in § 60 Abs. 2 Nr. 3 

BRAO auf § 59f Abs. 2 Satz 1 

BRAO soll sicherstellen das Mit-

glieder einer Rechtsanwaltskam-

mer nur zur Berufsausübung zuge-

lassene Personen sein können. 

Das entspricht dem bisher gelten-

den Recht (§ 59f Abs. 2 BRAO 

a.F.). Die weiteren Änderungen 

sind rein redaktioneller Art, um 

neben dem Geschäftsführer der 

GmbH auch die vertretungsberech-

tigten Organe der Aktiengesell-

schaft abzubilden. Damit wird die 

Mitgliedschaft in der Rechtsan-

waltskammer auf die Angehörigen 

derjenigen sozietätsfähigen Berufe 
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beschränkt, die im Rahmen der 

eigenen beruflichen Befugnisse 

Rechtsdienstleistungen erbringen 

dürfen. 

(2) Mitglieder der Rechtsanwaltskam-

mer sind 

1. Personen, die von ihr zur Rechts-

anwaltschaft zugelassen oder von ihr 

aufgenommen wurden, 

2. Rechtsanwaltsgesellschaften, die 

von ihr zugelassen wurden, und 

3. Geschäftsführer von Rechtsan-

waltsgesellschaften nach Nummer 2, 

die nicht schon nach Nummer 1 Mit-

glied einer Rechtsanwaltskammer 

sind. 

(2) Mitglieder der Rechtsanwalts-

kammer sind 

1. Personen, die von ihr zur Rechts-

anwaltschaft zugelassen oder von ihr 

aufgenommen wurden, 

2. Rechtsanwaltsgesellschaften, die 

von ihr zugelassen wurden, und 

3. Mitglieder der vertretungsberechtig-

ten Organe Geschäftsführer von 

Rechtsanwaltsgesellschaften nach 

Nummer 2, die nicht schon nach 

Nummer 1 Mitglied einer Rechtsan-

waltskammer sind, sofern sie die Vo-

raussetzungen des § 59f Absatz 2 

Satz 1 erfüllen.  

 

(3) Die Mitgliedschaft in der Rechts-

anwaltskammer erlischt 

1. in den Fällen des Absatzes 2 

Nummer 1, wenn die Voraussetzun-

gen des § 13 oder des § 27 Absatz 3 

Satz 3 vorliegen, 

2. in den Fällen des Absatzes 2 

Nummer 2, wenn die Voraussetzun-

gen des § 59h Absatz 1 bis 4 oder 

des § 59i Satz 2 in Verbindung mit § 

27 Absatz 3 Satz 3 vorliegen, 

3. in den Fällen des Absatzes 2 

Nummer 3, wenn bei der Rechtsan-

waltsgesellschaft die Voraussetzun-

gen der Nummer 2 vorliegen, gegen 

den Geschäftsführer eine bestands-

kräftige Entscheidung im Sinne des § 

115c Satz 2 ergangen ist oder die 

(3) Die Mitgliedschaft in der Rechts-

anwaltskammer erlischt 

1. in den Fällen des Absatzes 2 

Nummer 1, wenn die Voraussetzun-

gen des § 13 oder des § 27 Absatz 3 

Satz 3 vorliegen, 

2. in den Fällen des Absatzes 2 

Nummer 2, wenn die Voraussetzun-

gen des § 59h Absatz 1 bis 4 oder 

des § 59i Satz 2 in Verbindung mit 

§ 27 Absatz 3 Satz 3 vorliegen, 

3. in den Fällen des Absatzes 2 

Nummer 3, wenn bei der Rechtsan-

waltsgesellschaft die Voraussetzun-

gen der Nummer 2 vorliegen, gegen 

den Geschäftsführer ein Mitglied der 

vertretungsberechtigten Organe eine 

bestandskräftige Entscheidung im 

 



Stellungnahme Seite 26 

 

Geschäftsführungstätigkeit für die 

Rechtsanwaltsgesellschaft beendet 

ist. 

Sinne des § 115c Satz 2 ergangen ist 

oder die Geschäftsführungstätigkeit 

für die Rechtsanwaltsgesellschaft 

oder seine Stellung als Mitglied der 

vertretungsberechtigten Organe be-

endet ist. 
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StGB 

(aktuelle Gesetzeslage) 

StGB 

Vorschlag der BRAK 

Anmerkungen 

§ 203 Abs. 1 § 203 Abs. 1  

Verletzung von Privatgeheimnissen Verletzung von Privatgeheimnissen  

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheim-

nis, namentlich ein zum persönlichen 

Lebensbereich gehörendes Geheim-

nis oder ein Betriebs- oder Ge-

schäftsgeheimnis, offenbart, das ihm 

als  

1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker 

oder Angehörigen eines anderen 

Heilberufs, der für die Berufsaus-

übung oder die Führung der Be-

rufsbezeichnung eine staatlich ge-

regelte Ausbildung erfordert, 

2. Berufspsychologen mit staatlich 

anerkannter wissenschaftlicher Ab-

schlußprüfung, 

3. Rechtsanwalt, Kammerrechtsbei-

stand, Patentanwalt, Notar, Vertei-

diger in einem gesetzlich geordne-

ten Verfahren, Wirtschaftsprüfer, 

vereidigtem Buchprüfer, Steuerbe-

rater, Steuerbevollmächtigten oder 

Organ oder Mitglied eines Organs 

einer Rechtsanwalts-, Patentan-

walts-, Wirtschaftsprüfungs-, Buch-

prüfungs- oder Steuerberatungs-

gesellschaft, 

4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder 

Jugendberater sowie Berater für 

Suchtfragen in einer Beratungsstel-

le, die von einer Behörde oder 

Körperschaft, Anstalt oder Stiftung 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheim-

nis, namentlich ein zum persönlichen 

Lebensbereich gehörendes Geheim-

nis oder ein Betriebs- oder Ge-

schäftsgeheimnis, offenbart, das ihm 

als  

1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker 

oder Angehörigen eines anderen 

Heilberufs, der für die Berufsaus-

übung oder die Führung der Be-

rufsbezeichnung eine staatlich ge-

regelte Ausbildung erfordert, 

2. Berufspsychologen mit staatlich 

anerkannter wissenschaftlicher Ab-

schlussprüfung, 

3. Rechtsanwalt, Kammerrechtsbei-

stand, Patentanwalt, Notar, Vertei-

diger in einem gesetzlich geordne-

ten Verfahren, Wirtschaftsprüfer, 

vereidigtem Buchprüfer, Steuerbe-

rater, Steuerbevollmächtigten oder 

Gesellschafter, Organ oder Mitglied 

eines Organs einer Rechtsanwalts, 

Patentanwalts-, Wirtschaftsprü-

fungs-, Buchprüfungs- oder Steu-

erberatungsgesellschaft, 

4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder 

Jugendberater sowie Berater für 

Suchtfragen in einer Beratungsstel-

le, die von einer Behörde oder 

Körperschaft, Anstalt oder Stiftung 

Der umfassenden berufs-

rechtlichen Verschwiegen-

heitspflicht (vgl. bei § 59c 

Abs. 2 BRAO-E) muss im 

Falle der Beteiligung eine 

umfassende strafrechtliche 

Verschwiegenheitspflicht auf 

allen Ebenen entsprechen. 

Deshalb wird die Ergänzung 

des bisherigen Adressaten-

kreises in § 203 StGB um 

„Gesellschafter“ vorgeschla-

gen. 
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des öffentlichen Rechts anerkannt 

ist, 

5. Mitglied oder Beauftragten einer 

anerkannten Beratungsstelle nach 

den §§ 3 und 8 des Schwanger-

schaftskonfliktgesetzes, 

6. staatlich anerkanntem Sozialarbei-

ter oder staatlich anerkanntem So-

zialpädagogen oder 

7. Angehörigen eines Unternehmens 

der privaten Kranken-, Unfall- oder 

Lebensversicherung oder einer pri-

vatärztlichen, steuerberaterlichen 

oder anwaltlichen Verrechnungs-

stelle 

anvertraut worden oder sonst be-

kanntgeworden ist, wird mit Freiheits-

strafe bis zu einem Jahr oder mit 

Geldstrafe bestraft. 

des öffentlichen Rechts anerkannt 

ist, 

5. Mitglied oder Beauftragten einer 

anerkannten Beratungsstelle nach 

den §§ 3 und 8 des Schwanger-

schaftskonfliktgesetzes,  

6. staatlich anerkanntem Sozialarbei-

ter oder staatlich anerkanntem So-

zialpädagogen oder 

7. Angehörigen eines Unternehmens 

der privaten Kranken-, Unfall- oder 

Lebensversicherung oder einer pri-

vatärztlichen, steuerberaterlichen 

oder anwaltlichen Verrechnungs-

stelle 

anvertraut worden oder sonst be-

kanntgeworden ist, wird mit Freiheits-

strafe bis zu einem Jahr oder mit 

Geldstrafe bestraft. 

* Streichungen sind als solche kenntlich gemacht; Textänderungen, -ergänzungen und -ersetzungen sind unterstrichen. 

 

* * * 


